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Gesetzesbeschluss 
des Deutschen Bundestages

Gesetz zur Verlängerung der Aussetzung der Insolvenz-
antragspflicht und des Anfechtungsschutzes für pandemie-
bedingte Stundungen sowie zur Verlängerung der Steuer-
erklärungsfrist in beratenen Fällen und der zinsfreien Karenzzeit 
für den Veranlagungszeitraum 2019

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 206. Sitzung am 28. Januar 2021 aufgrund 

der Beschlussempfehlung und des Berichtes des Finanzausschusses – Drucksache 

19/26245 – den von den Fraktionen der CDU/CSU und SPD eingebrachten

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Einführungsgesetzes zur Abgaben-

ordnung – Verlängerung der Steuererklärungsfrist in beratenen Fällen und 

der zinsfreien Karenzzeit für den Veranlagungszeitraum 2019

– Drucksache 19/25795 –

in beigefügter Fassung angenommen.

Fristablauf: 19.02.21 
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4BGesetz zur Verlängerung der Aussetzung der Insolvenzantragspflicht und des 
Anfechtungsschutzes für pandemiebedingte Stundungen sowie zur Verlängerung 

der Steuererklärungsfrist in beratenen Fällen und der zinsfreien Karenzzeit für 
den Veranlagungszeitraum 2019 

3BVom ... 

5BDer Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

0BÄnderung des COVID-19-Insolvenzaussetzungsgesetzes 

6BDas COVID-19-Insolvenzaussetzungsgesetz vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 569), das zuletzt durch Arti-
kel 10 des Gesetzes vom 22. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3256) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. 11BIn § 1 Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe „31. Januar 2021“ durch die Angabe „30. April 2021“ und die An-
gabe „31. Dezember 2020“ durch die Angabe „28. Februar 2021“ ersetzt. 

2. 12B§ 2 wird wie folgt geändert: 

a) 13BAbsatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) 16BNummer 4 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aaa) 18BIn Buchstabe d wird das Wort „und“ durch ein Semikolon ersetzt. 

bbb) 19BBuchstabe e wird aufgehoben. 

bb) 17BFolgende Nummer 5 wird angefügt: 

23B„5. gelten die bis zum 31. März 2022 erfolgten Zahlungen auf Forderungen aufgrund von bis 
zum 28. Februar 2021 gewährten Stundungen als nicht gläubigerbenachteiligend, sofern 
über das Vermögen des Schuldners ein Insolvenzverfahren bis zum Ablauf des … [einset-
zen: Datum des Tages vor dem Tag des Inkrafttretens nach Artikel 3 Absatz 1 dieses Geset-
zes] noch nicht eröffnet worden ist.“ 

b) 14BIn Absatz 2 werden die Wörter „Absatz 1 Nummer 2, 3 und 4“ durch die Wörter „Absatz 1 Nummer 2 
bis 5“ ersetzt.

c) 15BAbsatz 5 wird wie folgt gefasst: 

22B„(5) Ist die Pflicht zur Stellung eines Insolvenzantrags nach § 1 Absatz 3 ausgesetzt, gelten die 
Absätze 1 bis 3 entsprechend, jedoch Absatz 1 Nummer 1 nur mit der Maßgabe, dass an die Stelle der 
darin genannten Vorschriften § 15b Absatz 1 bis 3 der Insolvenzordnung tritt.“

Artikel 2

1BÄnderung des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung 

7BDem Artikel 97 des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung vom 14. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3341; 
1977 I S. 667), das zuletzt durch Artikel 29 des Gesetzes vom 21. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3096) geändert 
worden ist, wird folgender § 36 angefügt:
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24B„§ 36 

25BSonderregelungen auf Grund der Corona-Pandemie 

(1) 20B§ 149 Absatz 3 der Abgabenordnung in der am ... [einsetzen: Tag nach der Verkündung des vorliegen-
den Gesetzes] geltenden Fassung ist für den Besteuerungszeitraum 2019 mit der Maßgabe anzuwenden, dass an 
die Stelle des letzten Tages des Monats Februar 2021 der 31. August 2021 und an die Stelle des 31. Juli 2021 der 
31. Dezember 2021 tritt; § 149 Absatz 4 der Abgabenordnung bleibt unberührt. 

(2) 21BAbweichend von § 233a Absatz 2 Satz 1 der Abgabenordnung in der am … [einsetzen: Tag nach der 
Verkündung des vorliegenden Gesetzes] geltenden Fassung beginnt der Zinslauf für den Besteuerungszeitraum 
2019 am 1. Oktober 2021. In den Fällen des § 233a Absatz 2 Satz 2 der Abgabenordnung in der am ... [einsetzen: 
Tag nach der Verkündung des vorliegenden Gesetzes] geltenden Fassung beginnt der Zinslauf für den Besteue-
rungszeitraum 2019 am 1. Mai 2022.“

Artikel 3

2BInkrafttreten

(1) 8BDieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) 9BArtikel 1 Nummer 1 tritt mit Wirkung vom 1. Februar 2021 in Kraft. 

(3) 10BArtikel 1 Nummer 2 Buchstabe c tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2021 in Kraft.
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